
  

  

  

 

Mandanten-Information für Ärzte und Zahnärzte 
 

Im Februar 2017 

Sehr geehrte Mandantin, 
sehr geehrter Mandant, 

liegen außerordentliche Einkünfte vor, wenn 
eine Kassenärztliche Vereinigung Honorare für 
fünf Jahre in Teilbeträgen über zwei aufeinander-
folgende Veranlagungszeiträume verteilt nach-
zahlt? Wir beantworten Ihnen diese Frage. Au-
ßerdem beleuchten wir, warum sich Dienstleis-
tungen zur Abrechnung ärztlicher Privatliquida-
tionen künftig verteuern könnten. Im Steuertipp 
geht es um die Berücksichtigung von Verlusten 
bei Mietobjekten, die lange leer stehen. 

Außerordentliche Einkünfte  

Keine Steuerermäßigung bei  
Auszahlung über zwei Jahre in Raten 

Außerordentliche Einkünfte wie Abfindungen, 
Entlassungsentschädigungen oder Vergütungen 
für mehrjährige Tätigkeiten unterliegen einem 
ermäßigten Einkommensteuersatz, wenn sie dem 
Empfänger zusammengeballt zufließen. Der Ge-
setzgeber will dadurch Progressionsnachteile 
ausgleichen, die ein entschädigungsbedingt er-
höhtes Einkommen bei regulärer Besteuerung 
nach sich zöge. Sind die außerordentlichen Ein-
künfte aber in mehreren Teilbeträgen über mehre-
re Veranlagungszeiträume verteilt ausgezahlt 
worden, ist eine ermäßigte Besteuerung in der 
Regel ausgeschlossen, weil dann keine wesentli-
chen Progressionsnachteile entstehen. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) lehnt eine ermäßigte 
Besteuerung ab, wenn eine Vergütung für mehr-
jährige Tätigkeiten in zwei etwa gleich großen 

Teilbeträgen über zwei Jahre verteilt ausgezahlt 
wird. Im Urteilsfall hatte die Kassenärztliche 
Vereinigung einer Psychotherapiepraxis Zusatz-
honorare für in den Jahren 2000 bis 2004 er-
brachte Leistungen nachgezahlt. Das Geld floss 
der Praxis 2005 (60.600 €) und 2006 (61.931 €) 
zu. Der BFH geht davon aus, dass aufgrund der 
ratenweisen Auszahlung keine Zusammenbal-
lung der Einkünfte vorlag.  

Eine über zwei Jahre ausgezahlte Vergütung für 
eine mehrjährige Tätigkeit ist in der Regel selbst 
dann von der ermäßigten Besteuerung ausge-
schlossen, wenn sie mit anderen laufenden Ein-
künften zusammentrifft und einen Progressions-
nachteil auslöst. Da die Nachzahlung in zwei fast 
gleich hohen Raten ausgezahlt worden war, konn-
te auch nicht eine der Raten als geringfügige 
Teilleistung im Sinne der Nichtbeanstandungsre-
geln angesehen werden. 
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Hinweis: Die Psychotherapeuten hatten ar-
gumentiert, dass die Kassenärztliche Vereini-
gung ihnen die ratenweise Auszahlung aufge-
zwungen hatte. Sie hätten gar nicht die Wahl 
gehabt, sich den Betrag (zwecks Steueropti-
mierung) in einem Jahr zusammengeballt aus-
zahlen zu lassen. Das spielt jedoch für den 
BFH keine Rolle, weil es allein darauf an-
kommt, ob durch die Auszahlung eine außer-
gewöhnliche Progressionsbelastung entstan-
den ist. 

Steuerbonus  

Neues zu haushaltsnahen Dienst- und 
Handwerkerleistungen 

In den letzten Jahren hat der Bundesfinanzhof 
den Steuerbonus für haushaltsnahe Dienst- und 
Handwerkerleistungen in vielen Teilbereichen 
erweitert. Das Bundesfinanzministerium (BMF) 
hat daraufhin sein Anwendungsschreiben von 
2014 zum Themenkreis überarbeitet und darin 
viele Verbesserungen aufgenommen: 

 Haushalt: Kosten haushaltsnaher Dienst- und 
Handwerkerleistungen sind nach wie vor nur 
steuerlich begünstigt, wenn die Leistungen im 
Haushalt erbracht worden sind. Neu ist, dass 
das BMF den Haushalt nicht mehr strikt durch 
die Grundstücksgrenzen begrenzt sieht. Auch 
Leistungen auf dem angrenzenden (öffentli-
chen) Grundstück können steuerlich begüns-
tigt sein, beispielsweise die Lohnkosten für 
den Winterdienst auf öffentlichen Gehwegen 
vor dem Grundstück. 

 Prüfdienste: Auch die Kosten von im Haus-
halt erbrachten Prüfdiensten sind als Hand-
werkerleistung abzugsfähig, so dass etwa auch 
die Kontrolle von Blitzschutzanlagen und 
Aufzügen, Legionellen- und Dichtheitsprü-
fungen und Feuerstättenschauen steuerlich an-
erkannt werden. 

 Hausnotrufsystem: Die Kosten eines Haus-
notrufsystems können nun als haushaltsnahe 
Dienstleistungen abgezogen werden, wenn sie 
innerhalb des betreuten Wohnens im Rahmen 
einer Seniorenwohneinrichtung anfallen. 

 Haustierbetreuung: Kosten der Betreuung 
und Pflege eines Haustiers können neuerdings 
als haushaltsnahe Dienstleistungen abgezogen 
werden, wenn diese Leistungen innerhalb des 
Haushalts erbracht wurden (z.B. Fellpflege, 
Füttern). Sogar die Ausgaben für das Ausfüh-
ren des Haustiers sind abzugsfähig. Ausgaben 
für eine Tierpension werden allerdings nicht 
berücksichtigt, weil das Tier in diesem Fall 
außerhalb des Haushalts betreut wird. 

Repräsentationsaufwand  

Lassen sich Ausgaben für „Herren-
abende“ von der Steuer absetzen? 

Nicht jeder betrieblich veranlasste Aufwand führt 
zu abziehbaren Betriebsausgaben. Beispielsweise 
dürfen Kosten, die mit Jagd und Fischerei oder 
mit Segel- und Motorjachten zusammenhängen, 
den Gewinn nicht mindern. Dieses Abzugsverbot 
für Repräsentationsaufwendungen umfasst auch 
Kosten für „ähnliche Zwecke“ und damit zusam-
menhängende Bewirtungen.  

In einem Streitfall vor dem Bundesfinanzhof 
(BFH) hatte ein Sozius einer Anwaltskanzlei all-
jährlich eine Party in seinem Privatgarten für 
bis zu 358 Geschäftsfreunde ausgerichtet. Zu die-
sen „Herrenabenden“ waren ausschließlich Män-
ner eingeladen worden. Die Kosten von jeweils 
20.500 € bis 22.800 € pro Feier machte die Sozie-
tät später als Betriebsausgaben geltend. Das Fi-
nanzgericht (FG) stufte die Kosten als nichtab-
ziehbaren Repräsentationsaufwand ein.  

Der BFH hat das Urteil aber aufgehoben und eine 
eingehendere Prüfung der Umstände der Feiern 
gefordert. Das FG muss nun klären, ob das Un-
terhaltungsprogramm die Grenzen des Üblichen 
überschritten hat und mit der Einladung zu einer 
Jagd, zum Fischen oder zu einem Jachtausflug 
vergleichbar war. Eine solche Vergleichbarkeit 
kann sich daraus ergeben, dass der Ort oder der 
Rahmen der Veranstaltung außergewöhnlich war 
oder ein qualitativ besonders hochwertiges Un-
terhaltungsprogramm geboten worden ist. 

Krankenhausumsätze  

Wann eine private Augenklinik nicht 
umsatzsteuerbefreit ist 

Das Finanzgericht Münster (FG) hat sich mit der 
Frage beschäftigt, wann die Leistungen einer 
ambulanten Augenklinik von der Umsatzsteuer 
befreit sind. Dazu hat es die Leistungen der Kli-
nik und die Bedingungen, unter denen sie diese 
erbringt, genau unter die Lupe genommen. 

Die Klinik mit fünf Operationssälen, neun Patien-
tenzimmern mit insgesamt 20 Betten und vier 
Untersuchungsräumen war nach den Vorschriften 
der Krankenhausbauverordnung gebaut worden. 
Die Zimmer wiesen keine medizinische Zusatz-
ausstattung auf, die Betten waren herkömmliche 
Hotelbetten. Ärztlich versorgt wurden die Patien-
ten während ihrer stationären Aufnahme durch 
anwesende Ärzte oder Ärzte in Rufbereitschaft. 
Ferner war ein Nachtdienst mit Pflegepersonal 
eingerichtet. Die Verpflegung der Patienten be-
sorgte ein Cateringunternehmen.  
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In dem Haus waren Pflegepersonal, OP-Personal 
und Arzthelferinnen (insgesamt 30 bis 40 Mitar-
beiter) beschäftigt. Die Operationen wurden über-
wiegend ambulant durchgeführt. Im Streitzeit-
raum hatte die Klinik keine Kassenzulassung. 
Außerdem war sie nicht in den Krankenhausbe-
darfsplan des Landes Nordrhein-Westfalen auf-
genommen. Mehrheitlich wurden Kassenpatien-
ten operiert. 

In Anbetracht dieser Umstände hat das FG der 
Augenklinik die Umsatzsteuerfreiheit versagt. 
Es begründete seine Entscheidung im Wesentli-
chen damit, dass die durch die Klinik veran-
schlagten Pflegesätze überdurchschnittlich hoch 
waren und dass die Klinik auch nicht nach Fall-
pauschalen abrechnete. Damit war das Haus nach 
Ansicht der Richter nicht mit öffentlich-recht-
lichen Krankenhäusern vergleichbar. 

Hinweis: Beim Betrieb einer Klinik kommt es 
für die Umsatzsteuerfreiheit also darauf an, 
dass die Pflegesätze denen öffentlich-recht-
licher Häuser entsprechen und die Kosten ge-
gebenenfalls durch die gesetzliche Kranken-
versicherung getragen werden. 

Privatliquidation  

Abrechnung und Factoring könnten  
bald teurer werden 

Immer mehr Ärzte lagern den Einzug ihrer Hono-
rarforderungen an professionelle Abrechnungs-
dienstleister aus. In einem Streitfall vor dem Fi-
nanzgericht München (FG) ging es um einen sol-
chen Dienstleister, der sich auf die Abrechnung 
und das Factoring ärztlicher Privatliquidationen 
spezialisiert hatte. Er bot zwei verschiedene Ver-
tragsgestaltungen an, nämlich die Inkassotätigkeit 
und die Vorfinanzierung: 

 Bei der Inkassotätigkeit übernahm er lediglich 
den Einzug der Forderungen im Namen und 
für Rechnung der beauftragenden Ärzte. Diese 
Leistungen waren unstreitig umsatzsteuer-
pflichtig. 

 Bei der Vorfinanzierung ließ er sich die Hono-
rarforderungen der Ärzte gegen deren Patien-
ten abtreten. Er schrieb ihnen dafür unverzüg-
lich nach Eingang der Belege den Rechnungs-
betrag abzüglich einer Bearbeitungsgebühr 
(von 1,2 % des Rechnungsbetrags) gut. 

Streitig war in diesem Fall die umsatzsteuerliche 
Behandlung der Vorfinanzierungsgebühr. Der 
Abrechnungsdienstleister verstand die Leistung, 
die er auf Grundlage der Vorfinanzierungsverträ-
ge erbrachte, als umsatzsteuerfreie Kreditge-
währung an die Ärzte. Das FG beurteilte die 

Dienstleistung jedoch als umsatzsteuerpflichtig: 
Die Gewährung von Krediten ist zwar von der 
Umsatzsteuer befreit, die Tätigkeit des Abrech-
nungsdienstleisters ist aber keine reine Kreditge-
währung. Vielmehr lag eine weitere Dienstleis-
tung vor, nämlich das Forderungsmanagement, 
das untrennbar mit der Vorfinanzierung der Ho-
norare verbunden war. Die einheitliche Leistung, 
die sie zusammen bildeten, war durch das Forde-
rungsmanagement geprägt und nicht durch die 
Vorfinanzierung. Damit lag insgesamt eine um-
satzsteuerpflichtige Factoringdienstleistung („un-
echtes Factoring“) vor. 

Hinweis: Gegen dieses Urteil wurde bereits 
Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt. 
Dessen Entscheidung muss zwar abgewartet 
werden, die mögliche Umsatzsteuerpflicht der 
Factoringdienstleistung könnte aber schon 
jetzt die Leistungen von Abrechnungsdiensten 
verteuern. 

Meldevergütung  

Meldungen an epidemiologisches 
Krebsregister sind steuerpflichtig 

Die Umsätze von Ärzten und Zahnärzten sind in 
Deutschland von der Umsatzsteuer befreit. Diese 
Aussage ist aber nur vordergründig richtig. Wie 
so oft im Steuerrecht, kommt es auf die Details 
an. Steuerfrei ist die Ausübung der Heilkunde 
unter der Berufsbezeichnung „Arzt“ oder „Ärz-
tin“. Zur Ausübung der Heilkunde gehören Maß-
nahmen, die der Feststellung, Heilung oder Lin-
derung von Krankheiten, Leiden oder Körper-
schäden beim Menschen dienen. Andere Leistun-
gen sind nicht umsatzsteuerfrei. 

Bereits 2015 hatte der Bundesfinanzhof (BFH) 
entschieden, dass Tumormeldungen eines Arz-
tes an ein epidemiologisches Krebsregister - also 
die reine Dokumentation der Behandlung von Pa-
tienten - nach diesen Grundsätzen keine umsatz-
steuerfreien Heilbehandlungen sind. In der Ur-
teilsbegründung führte der BFH sinngemäß aus, 
dass diese Leistungen nur mögliche und mittelba-
re Auswirkungen auf die Heilbehandlung anderer 
Patienten hätten. Bei Ausführung der Leistungen 
sei der Personenkreis, dem die Tumormeldungen 
zugutekämen, nicht ermittelbar. Die Leistungen 
seien daher nicht als unmittelbare Heilbehand-
lung für einen bestimmten Patienten anzusehen. 
Dieser Rechtsauffassung hat sich auch das Bun-
desfinanzministerium angeschlossen. 

Hinweis: Erbringen Sie als Arzt Leistungen 
zur vorbeugenden Gesundheitspflege, üben 
Sie dagegen durchaus die Heilkunde aus. Da-
bei ist es unerheblich, ob Sie die Leistungen 
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gegenüber Einzelpersonen oder Personen-
gruppen bewirken. Diese Leistungen sind da-
her steuerfrei. 

Fiktives Kindergeld  

Nur tatsächlich gezahltes Auslands-
kindergeld ist anrechenbar 

Die EU-Mitgliedsländer haben sich unter ande-
rem aufgrund der Niederlassungsfreiheit darauf 
geeinigt, dass ihre Bürger auch in anderen EU-
Staaten Sozialleistungen erhalten können. Nach 
europäischem Recht gehört das Kindergeld zu 
diesen Sozialleistungen (obwohl Eltern im deut-
schen Steuerrecht mit ihrem Kindergeldantrag 
auch den Grundstein dafür legen, bestimmte 
Steuervorteile für sich nutzen zu können). Damit 
hat ein Deutscher mit Kindern in Deutschland 
und beruflicher Tätigkeit im EU-Ausland An-
spruch auf Kindergeld im Ausland. Die deutsche 
Familienkasse zahlt dann nur in Höhe der Diffe-
renz zwischen dem ausländischen und dem deut-
schen Kindergeld ein sogenanntes Differenzkin-
dergeld. Ist die Differenz negativ, zahlt sie natür-
lich nichts. Geregelt wird das alles mit Hilfe so-
genannter Kollisionsregelungen. 

Soweit die Theorie - jetzt kommt die Praxis: Wie 
erfährt die Familienkasse wohl, dass der Deut-
sche im EU-Ausland arbeitet? Welcher Steuer-
zahler weiß schon, dass ein Arbeitsverhältnis im 
europäischen Ausland für das deutsche Kinder-
geld relevant ist, und meldet es von sich aus? 

Ein Zahnärzteehepaar wusste es offenbar nicht. 
Erst im April 2012 teilten die Eheleute der Fami-
lienkasse mit, dass sie schon seit 2002 beruflich 
in den Niederlanden tätig sind. Die Familienkas-
se, die daraufhin nur Differenzkindergeld zahlen 
wollte, änderte rückwirkend die Kindergeldbe-
scheide und verlangte die Rückzahlung des zu 
viel gezahlten Kindergeldes von dem Zahnärzte-
ehepaar. Besonders ungünstig war dabei, dass 
man in den Niederlanden Familienleistungen 
(vergleichbar mit dem Kindergeld) nur für ein 
Jahr rückwirkend beantragen kann - unfair, wie 
die Eltern bemängelten. 

Das Finanzgericht Münster gab ihnen Recht. Sei-
ne Begründung kann man in diesem Fall als „bü-
rokratischen Bumerang“ bezeichnen. Grundsätz-
lich lag die Familienkasse natürlich nicht falsch. 
Die Eltern hätten in den Niederlanden Kindergeld 
beantragen müssen und es dort auch erhalten. Sie 
haben das aber versäumt. Der ordnungsgemäße 
Verwaltungsablauf, der Bedingung für die An-
wendung der Kollisionsregelung ist und den die 
europäischen Regelungen vorsehen, war damit 

nicht eingehalten. Ein fiktiver Bezug von Aus-
landskindergeld konnte daher nicht unterstellt 
werden. Erst bei einer tatsächlichen Zahlung hätte 
die Kollisionsregelung gegriffen. Also musste der 
ablehnende Bescheid der Familienkasse aufgeho-
ben werden. 

Steuertipp  

Wenn den Vermieter keine Schuld an 
einem langen Leerstand trifft 

Je weniger Immobilien man hat, desto drastischer 
wirkt sich ein Leerstand aus. Immerhin vergrö-
ßert bei einem Verlust keine zusätzliche Steuer-
last den Schaden - die Einkommensteuer verrin-
gert sich sogar. Doch wie lange trägt das Finanz-
amt einen solchen Verlust mit?  

Über die akzeptable Dauer eines Leerstands hat 
das Finanzgericht Düsseldorf (FG) geurteilt. Im 
Streitfall stand eine Wohnung wegen baulicher 
Schäden leer, die sie unvermietbar machten. 
Nachdem der Eigentümer mehrere Jahre lang 
keine Baumaßnahmen durchgeführt hatte, um 
diese Situation zu verändern, sprach ihm das Fi-
nanzamt die Einkünfteerzielungsabsicht ab.  

Das FG urteilte dagegen im Sinne des Vermie-
ters, denn das Finanzamt hatte nicht berücksich-
tigt, dass er von 2008 bis 2016 durchaus vorge-
habt hatte, die Wohnung zu sanieren. Allerdings 
war bei den ersten Gutachten aufgefallen, dass 
das Gebäude zum Teil auf fremdem Eigentum 
stand - ein Hindernis für eine Baumaßnahme. 
Der Vermieter bemühte sich daher zuerst, das an-
grenzende Eigentum zu erwerben, was bei einer 
Wohnungseigentümergemeinschaft nicht ganz 
einfach ist. An der langen Dauer des Erwerbsvor-
gangs hatte er also keine Schuld. 

Nachdem die Eigentumsfrage endlich geklärt 
war, erfolgte die Sanierung relativ kurzfristig. Al-
les in allem - so urteilte das FG - hatte der Eigen-
tümer die ganze Zeit über die Absicht gehabt, die 
Wohnung zu vermieten. Zudem hatte er nachhal-
tig alle ihm möglichen Versuche unternommen, 
sie zu sanieren. Allein aufgrund der langen Dauer 
konnte ihm die Vermietungsabsicht nicht abge-
sprochen werden. Die in den acht Jahren aufge-
laufenen Verluste konnte er also weiterhin bei 
seinen Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung geltend machen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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